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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schröder (Lüneburg), Link, 
Vogel (Ennepetal), Haase (Kassel), Frau Pieser, Dr. Jahn (Münster), 

Dr. Althammer, Gerster (Mainz), Peffermann, Wohlrabe, Dr. Häfele, Milz, 
Dr. Riedl (München), Niegel, Schmitz (Baesweiler), Carstens (Emstek) 
und Genossen 
- Drucksache 7/4771 - 

betr. Gutachterauf träge von Bundesministerien 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 10. März 
1976 - VtK II 6 - 320 005/13 - die Kleine Anfrage im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit wie folgt beantwortet: 


1. a) Welche ehemaligen Bundesminister und Staatssekretäre, 

b) welche ehemaligen und jetzigen Bundesbediensteten, 

c) welche ehemaligen und jetzigen Bundestagsabgeordneten 
haben in den Jahren von 1970 bis 1975 für welche Themen und 
mit welchem Honorar Gutachteraufträge, Werkverträge, Sach- 
verständigentätigkeiten und sonstige Sonderaufträge durch die 
einzelnen Bundesministerien erhalten? 

Die Bundesregierung bedient sich wie alle ihre Vorgängerin- 
nen bei Bedarf an spezifischem Sachverstand und Fachwissen 
auch des unter l.a) bis c) der Anfrage genannten Personen- 
kreises. Die Ergebnisse der Arbeiten werden, insbesondere bei 
wissenschaftlichen Gutachten, in breitem Umfang veröffentlicht, 
sofern nicht im Einzelfall besondere Gründe einer Publikation 
entgegenstehen. Hierzu können schutzwürdige Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland ebenso zählen wie der Schutz 
eines einzelnen Auftragnehmers vor der Preisgabe von Infor- 
mationen, deren Offenlegung entsprechend den Grundgedan- 
ken des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Datenschutzgesetzes einen unzulässigen Eingriff in die Persön- 
lichkeitsphäre bedeuten würde, oder wie die Beachtung von 
Vereinbarungen, aufgrund derer eine Veröffentlichung des 
Vertragsinhalts ganz oder teilweise ausgeschlossen worden ist. 
In gleichem Sinne hat die Bundesregierung auch schon in ihrer 
Antwort vom 14. Juli 1975 zu Einzelfragen von Abgeordneten 
der CDU/CSU Stellung genommen (Drucksache 7/3894 Seiten 
8 bis 11). 
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Sie hat in der genannten Antwort ferner darauf hingewiesen, 
daß eine listenmäßige Zusammenstellung aller Gutachten, auch 
soweit sie möglich und rechtlich zulässig wäre, einen unver- 
hältnismäßigen, sachlich nicht gerechtfertigten Verwaltungsauf- 
wand verursachen würde. Dies gilt in gleicher Weise für die 
von den Fragestellern jetzt geforderten Angaben und in bezug 
auf den hier in Rede stehenden Personenkreis. 

Die Bundesregierung sieht im übrigen im Einklang mit ihrer 
bisherigen Praxis das verfassungsmäßige Auskunfts- und Kon- 
trollrecht des Parlaments auch in diesen Fällen über den Bun- 
desrechnungshof sowie durch den Rechnungsprüfungs- und den 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages oder andere zu- 
ständige Bundestagsausschüsse voll gewahrt. 


2. Welches waren die Gründe für die Vergabe eines Gutachtens an 
den ehemaligen Minister und jetzigen Bundestagsabgeordneten 
Professor Dr. Horst Ehmke zum Arzneimittelgesetz, und unter 
welchen Gutachtern wurde Herr Professor Ehmke nach welchen 
Gesichtspunkten ausgesucht? 


Zu dem Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Neu- 
ordnung des Arzneimittelrechts ist den gesetzgebenden Körper- 
schaften und der Bundesregierung im Jahre 1974 von einer 
ärztlichen Aktionsgemeinschaft ein von ihr in Auftrag gegebe- 
nes Gutachten des ehemaligen Bundesverfassungsrichters Prof. 
Dr. Dr. Leibholz, Göttingen, vorgelegt worden. Das Gutachten 
befaßte sich mit der Frage, ob es verfassungsrechtlich statthaft 
sei, für Naturheilmittel den Nachweis von Wirksamkeit und 
Unbedenklichkeit als Voraussetzung für eine Zulassung zu ver- 
langen. 

Aufgrund der darin behandelten Fragen und vertretenen Auf- 
fassungen hat der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit es für notwendig erachtet, die Verfassungsmäßig- 
keit der Zulassungsvorschriften in der Neuordnung des Arznei- 
mittelrechts nochmals durch namhafte Wissenschaftler prüfen 
zu lassen. Die in Frage stehende Problematik konnte nur durch 
einen Verfassungsrechtler und einen Pharmakologen gemein- 
sam untersucht werden. Bei der Vergabe des Auftrages war 
maßgebend, daß die interdisziplinäre Bearbeitung gewährlei- 
stet werden konnte. Diese Voraussetzung schien dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit in der Zusam- 
menarbeit von Prof. Dr. Ehmke und Prof. Dr. Westermann ge- 
geben. Prof. Dr. Ehmke ist als ein renommierter Verfassungs- 
jurist ausgewiesen; Prof. Dr. Westermann ist ein angesehener 
Pharmakologe. Die reibungslose gemeinsame Arbeit beider 
Wissenschaftler und die Qualität des Gutachtens haben die 
Entscheidung bestätigt. 

Das Gutachten ist am 16. Juni 1975 dem federführenden Bun- 
destagsausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit für des- 
sen Beratungen zur Verfügung gestellt worden. 
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